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ESSAY

ILLUSION DER SICHERHEIT
Warum wir uns mit der Freiheit so schwertun

Ulrike Ackermann

Schaut man sich die Studien zur Befindlichkeit 
der Deutschen und ihren Neigungen in Sachen 
Freiheit an, fällt seit Jahrzehnten auf, dass ihnen 
soziale Sicherheit, die ihnen der Staat gewährt, 
mehr am Herzen liegt als Freiheit und Eigenver-
antwortung. Das schließt ein, dass viele Bürgerin-
nen und Bürger Eingriffe in ihre individuelle Le-
bensführung nicht nur billigend in Kauf nehmen, 
sondern staatliche Verbote zugunsten eines ge-
sunden, klimafreundlichen und sicheren Lebens 
auch ausdrücklich wünschen. 01 Sie sind bereit, auf 
Freiheit zu verzichten, wenn ihnen dafür andere 
Güter tatsächliche oder vermeintliche Sicherheit 
bieten. Der Wille zu Freiheit, Mündigkeit und 
Selbstbestimmung scheint unter der jahrzehnte-
lang guten sozialstaatlichen Absicherung und Be-
treuung deutlich gelitten zu haben. 

Natürlich soll und muss der Staat eine Grund-
sicherung gewähren. Und gewiss rechtfertigten die 
ökonomischen Härten für viele im Zuge der Co-
ronakrise auch zusätzliche staatliche Kompensati-
onen. Doch kann ein Staat nur das verteilen, was 
er einnimmt. Und Verschuldung in Permanenz ist 
gegenüber nachfolgenden Generationen unver-
antwortlich und gerade nicht gerecht. Doch die 
politische Klasse neigt immer wieder dazu, eine 
Illusion zu erzeugen: Der Staat oder die Regie-
rung könnten den globalen ökonomischen Struk-
turwandel und die damit einhergehenden Verwer-
fungen, die den einen zum Vorteil gereichen, für 
die anderen aber sehr schmerzlich sein können, 
aufhalten. Doch auch der Staat kann nicht vor al-
len Krisen Sicherheit gewähren. Gleichwohl bleibt 
„Vater Staat“ für viele jene Appellationsinstanz 
und ersehnte Autorität, die es richten soll.

VATER STAAT IN DER KRISE

In seiner Vorlesung Über eine Weltanschauung 
widmete sich Sigmund Freud 1933 den Sehnsüch-
ten und Wünschen des Menschen nach einer be-

haglichen, gerechten Welt, in der für ihn gesorgt 
wird, seinem Schutzbedürfnis entsprochen und 
damit seine eigene Hilflosigkeit erträglich wird. 
Fand der Mensch jahrhundertelang in der Reli-
gion bei Gott-Vater solch tröstliche Versicherun-
gen, so scheint an dessen Stelle der moderne Für-
sorgestaat getreten zu sein. „Der Vater hat das 
schwache, hilflose, allen in der Außenwelt lau-
ernden Gefahren ausgesetzte Kind beschützt und 
bewacht; in seiner Obhut hat es sich sicher ge-
fühlt. Als Erwachsener mag er auch jetzt nicht auf 
den Schutz verzichten, den er als Kind genossen 
hat. Längst hat er aber erkannt, dass sein Vater ein 
in seiner Macht eng beschränktes, nicht mit allen 
Vorzügen ausgestattetes Wesen ist. Darum greift 
er auf das Erinnerungsbild des von ihm so über-
schätzten Vaters der Kindheit zurück, erhebt es 
zur Gottheit und rückt es in die Gegenwart und 
in die Realität.“ 02 Muss man nicht ähnlich wie die 
Religion, fragte sich Freud 1927 in „Die Zukunft 
einer Illusion“, „anderen Kulturbesitz und die 
Voraussetzungen, die unsere staatlichen Einrich-
tungen regeln, gleichfalls Illusionen nennen“? 03

Zu diesem Kulturbesitz zählt zweifellos auch 
das deutsche Verständnis vom Sozialstaat, das 
nun einem zähen und schmerzhaften Desillusi-
onierungsprozess unterworfen ist. Ein Großteil 
der Bevölkerung hegt immer noch die Sehnsucht, 
Vater Staat möge für eine soziale, gerechte und 
behagliche Welt sorgen – eine Illusion, die seit 
Jahrzehnten nicht nur zu Wahlkampfzeiten gerne 
von der Politik bedient wird. Aber dem Staat ist 
längst das Geld ausgegangen. Bund, Länder und 
Gemeinden haben einen exorbitanten Schulden-
berg angehäuft; die Pro-Kopf-Verschuldung der 
Bevölkerung hat ein historisches Höchstmaß er-
reicht. Wirtschaftskrisen mit ihrer beunruhigen-
den Korrelation zwischen zunehmender Staats-
verschuldung und struktureller, unabhängig vom 
Konjunkturverlauf größer werdenden Arbeitslo-
sigkeit kennen wir bereits seit den 1970er Jahren. 
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Trotz aller zwischenzeitlichen wirtschafts- und 
finanzpolitischen Entspannungsphasen dämpfen 
die zu hohen Lohnnebenkosten die Wirtschafts-
kraft hierzulande empfindlich. Das Rentensystem 
ist längst aus den Angeln gehoben, und der Kon-
kurs wird auf die nachfolgenden Generationen 
übertragen. Doch grundlegende Reformen des 
so geliebten und gepäppelten Sozialstaats blie-
ben aus. Um die Gunst der Wählerschaft zu ge-
winnen – immer mit Verweis auf die unterstellten 
Widerstände in der Bevölkerung –, wird die tie-
fe Krise des Wohlfahrtsstaats weiterhin kleinge-
redet. Die Überalterung der Gesellschaft, der ex-
orbitante Fachkräftemangel, der Reformstau im 
Gesundheits- und Pflegewesen oder im Renten-
system nach langen Jahren der Großen Koaliti-
on sind enorme Herausforderungen für die rot-
grün-gelbe Regierungskoalition.123

Doch Freiheit wird in Deutschland immer 
noch weniger als Eigenverantwortung, Risiko-
bereitschaft, Selbsttätigkeit und Gestaltungsopti-
on des Individuums begriffen, sondern vielmehr 
in der sozialen Sicherheit verortet, die der Staat 
den Bürgern lange Zeit garantieren konnte. Da-
für wird der Preis der staatlichen Bevormundung 
in Kauf genommen. Doch an Wagemut und Be-
weglichkeit fehlt es auch der politischen Klas-
se und den Interessenverbänden, wie der deut-
sche Korporatismus vom Gesundheitswesen bis 
zur Tarifpolitik zeigt: Niemand möchte vertraute 
Sicherheiten aufgeben zugunsten einer riskanten 
Freiheit mit offener Perspektive, die naturgemäß 
ein Scheitern ebenso einschließen kann wie den 
Zuwachs an Selbstbestimmung. 04

GLEICHHEIT IST NICHT  
GLEICH GLEICHHEIT

Die seit Otto von Bismarck etablierte staatliche 
Sozialpolitik, eine Melange aus Etatismus und 

01	 Vgl. Ulrike Ackermann (Hrsg.), Freiheitsindex 2011–2017 des 
John Stuart Mill Instituts, Frankfurt/M. 2011–2017.
02	 Sigmund Freud, Über eine Weltanschauung, in: ders., Vorle-
sungen zur Einführung der Psychoanalyse und Neue Folge, Studi-
enausgabe, Bd. I, Frankfurt/M. 1997, S. 586–608, hier S. 590 f.
03	 Ders., Die Zukunft einer Illusion, in: ders., Fragen der 
Gesellschaft. Ursprünge der Religion, Studienausgabe, Bd. XI, 
Frankfurt/M. 1994, S. 135–199, hier S. 168.
04	 Der vorliegende Beitrag nimmt Gedanken auf und 
entwickelt sie weiter, die ich in meinem Buch „Eros der Freiheit: 
Plädoyer für eine radikale Aufklärung“, Stuttgart 2008, erstmals 
formuliert habe.

Korporatismus, hat sich tief in die deutsche Men-
talität eingegraben. Sie wurde erfolgreich als in-
nenpolitisches Instrument zur Konsolidierung 
gesellschaftlicher und politischer Stabilität ange-
wendet; fortgesetzt, weiterentwickelt und vertieft 
durchzieht sie kontinuierlich wie ein roter Faden 
die deutsche Geschichte vom Kaiserreich, der 
Weimarer Republik, dem Nationalsozialismus, 
dem DDR-Kommunismus bis hin zum prospe-
rierenden Nachkriegswestdeutschland und der 
wiedervereinigten Bundesrepublik. Das Selbst-
verständnis der Deutschen, der Staat habe die Le-
bensrisiken seiner Bürger zu tragen und für so-
ziale Gerechtigkeit zu sorgen, hat also eine lange 
Tradition. Der Nationalsozialismus bediente die 
Sehnsüchte nach staatlicher Fürsorge ebenso wie 
später die Sozialistische Einheitspartei der DDR. 
Hitler erkaufte sich die Zustimmung der Massen 
nicht zuletzt mit dem Ehegattensplitting, Kilo-
meterpauschalen und den Zuschlägen für Sonn- 
und Feiertagsarbeit. 1941, mitten im Krieg, er-
höhte er die Renten um 15 Prozent.

Den Deutschen ist die von der Französischen 
Revolution und später der amerikanischen Ver-
fassung postulierte Gleichheit der Bürger vor 
dem Gesetz im Laufe ihrer Geschichte weit-
gehend zusammengeschmolzen auf die soziale 
Gleichheit und die Forderung nach allumfängli-
cher Sicherheit.

Die Gleichheit vor dem Gesetz, die jedem die 
Möglichkeit der Entfaltung seiner Person garan-
tiert, produziert zwangsläufig Ungleichheit: Die 
Bürger nehmen sich nämlich die Freiheit, auf 
sehr unterschiedliche Weise ihr Leben zu gestal-
ten. Diese Ungleichheit der Lebensläufe und -sti-
le zeichnet die pluralistische Demokratie gegen-
über der kollektivistischen Gleichschaltung in 
totalitären Diktaturen gerade aus. Gleichheit vor 
dem Gesetz und Chancengerechtigkeit sind nicht 
identisch mit sozialer Ergebnisgleichheit.

Differenzierung ist eine produktive Kraft, wie 
die Geschichte der Moderne gezeigt hat. Egalisie-
rung durch Reglementierung der Spielräume und 
paternalistische Fürsorge sind hingegen selbst in 
kleinem Maßstab verbunden mit der Ausdeh-
nung staatlicher Macht auf Kosten der individu-
ellen Freiheit, Selbstständigkeit und Innovations-
kraft, etwas Neues und anderes auf den Weg zu 
bringen.

Doch die Vorstellung vom selbstverantwort-
lichen Individuum, das sein Leben, seine Frei-
heit und sein Streben nach Glück eigenwillig in 
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die Hand nimmt, stößt bis heute auf Misstrau-
en. In der geläufigen Individualismuskritik wird 
das egoistische, gewinn- und zweckorientierte 
Individuum als Produkt eines dekadenten Kapi-
talismus angeprangert und das Hohelied auf den 
Staat und die Gemeinschaft angestimmt. Selbst-
verständlich brauchen wir Gemeinsinn und eine 
staatliche Grundsicherung, die ja in Kombina-
tion mit der sozialen Marktwirtschaft funktio-
niert und die Existenz der Bürger absichert. Aber 
soll es tatsächlich der Staat sein, der als Sinnstif-
ter agiert und im Gegenzug für soziale Sicherheit 
vorschreibt, wie das gute Leben der Bürger und 
Bürgerinnen aussehen soll: gerecht, gesund, di-
vers, inklusiv und gegenüber Risiken abgesichert?

WEICHER UND HARTER 
PATERNALISMUS

Lange Zeit sah es so aus, als ob die finsteren Zei-
ten kollektiver Sinnstiftung vorbei wären. Statt-
dessen erleben wir ihre Renaissance: in der Mo-
ralisierung staatlicher Politiken und in der Politik 
neuer gesellschaftlicher Kollektive, die sich he-
rausnehmen, Identität und Sinn zu stiften und 
die Gestaltungspotenziale individueller Biografi-
en wieder einzuengen – obwohl doch gerade die 
vielfältigen individuellen Wahlfreiheiten zu den 
größten Errungenschaften unserer westlichen Zi-
vilisation gehören. Sie haben dafür gesorgt, dass 
sich unsere Gesellschaften immer weiter ausdiffe-
renziert haben und so eine Pluralität der Lebens-
stile entstehen konnte – die anspruchsvollsten, 
die wir je hatten.

Als Sinnstifter geriert sich auch der Staat, 
wenn er zum Beispiel der Identitätspolitik mit 
wohlmeinender Einführung von Quoten Durch-
setzung verleiht. Hinzu kommt eine immer weiter 
ausufernde staatliche Moralpolitik, die die Bürger 
hegen, pflegen, aber eben auch lenken will: auf ei-
nen bestimmten Weg des „guten“ Lebens. Mittels 
dieser zuweilen übergriffig anmutenden „Sozial-
pädagogik“ sollen die Bürger vor sich selbst ge-
schützt werden. Der weiche Paternalismus will 
mit Anreizprogrammen und „Nudging“ die Bür-
ger schubsen und erziehen; der harte Paternalis-
mus tut dies, indem er Verbote und Strafsteuern 
verhängt. Die bewährte Kombination aus beiden 
ist nicht nur Diktaturen eigen, sondern wird auch 
eifrig in den liberalen Wohlfahrtstaaten des Wes-
tens praktiziert. Dann werden Bürger wie kleine 
Kinder behandelt und pathologisiert, weil etwa 

die Genussmittel Bier und Wein kurzerhand zu 
„Rauschdrogen“ umgedeutet werden – von Ta-
bak und Zucker gar nicht zu reden. 

Auch dies zählt zu den Paradoxien der Frei-
heit. Wilhelm von Humboldt warnte schon 1792 
eindringlich davor. Die Aufgabe des Staates sei 
gerade nicht, die Tugend seiner Bürger zu ver-
bessern. „Überhaupt wird der Verstand des Men-
schen doch, wie jeder andere seiner Kräfte, nur 
durch eigene Tätigkeit, eigene Empfindsamkeit 
oder eigene Benutzung fremder Erfindungen ge-
bildet. Anordnungen des Staates aber führen im-
mer, mehr oder minder, Zwang mit sich, und 
selbst, wenn dies der Fall nicht ist, so gewöh-
nen sie den Menschen zu sehr, mehr fremde Be-
lehrung, fremde Leitung, fremde Hilfe zu erwar-
ten, als selbst auf Auswege zu denken. (…) Noch 
mehr aber leidet durch eine zu ausgedehnte Sorg-
falt des Staates die Energie des Handelns über-
haupt und der moralische Charakter. (…) Wer oft 
und viel geleitet wird, kommt leicht dahin, den 
Überrest seiner Selbsttätigkeit gleichsam freiwil-
lig zu opfern. Er glaubt sich der Sorge überhoben, 
die er in fremden Händen sieht, und genug zu 
tun, wenn er ihre Leitung erwartet und ihr folgt. 
(…) Wie jeder sich selbst auf die Sorgen der Hilfe 
des Staates verlässt, so und noch weit mehr über-
gibt er ihr das Schicksal seines Mitbürgers. Dies 
aber schwächt die Teilnahme und macht zu ge-
genseitiger Hilfsleistung träger.“ 05 

Der Ökonom und Philosoph John Stuart Mill 
hat in seinem Werk „Über die Freiheit“ 1859 die 
Humboldtschen Gedanken aufgegriffen und wei-
terentwickelt. Darin entfaltet er zusammen mit 
seiner Koautorin Harriet Taylor Grundprinzipi-
en der Freiheit und rückt die Bedeutung der in-
dividuellen Freiheit und Selbstbestimmung ins 
Zentrum. Ihre Schrift war ein Meilenstein in der 
Ideengeschichte des Liberalismus und hat bis 
heute nichts an Aktualität eingebüßt: Sie trifft ins 
Herz der Dilemmata der Moderne.

In der Einleitung formulieren die beiden das 
Hauptprinzip, welches das Verhältnis von Ge-
sellschaft und Individuum in Bezug auf Zwang 
und Bevormundung regeln soll – gleichgültig, ob 
die dabei gebrauchten Mittel physische Gewalt in 
Form von gerichtlichen Strafen oder moralischer 
Zwang durch öffentliche Meinung seien: „Das 
Prinzip lautet: daß der einzige Grund, aus dem 

05	 Wilhelm von Humboldt, Über die Grenzen der Wirksamkeit 
des Staates (1792), Nürnberg 1946, S. 39 ff.
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die Menschheit, einzeln oder vereint, sich in die 
Handlungsfreiheit eines Mitglieds einzumengen 
befugt ist, der ist: sich selbst zu schützen. Daß der 
einzige Zweck, um dessentwillen man Zwang ge-
gen den Willen eines Mitglieds einer zivilisierten 
Gemeinschaft rechtmäßig ausüben darf, der ist: 
die Schädigung anderer zu verhüten.“ 06

Das eigentliche Gebiet der menschlichen Frei-
heit, so Mill, „umfaßt als erstes das innere Feld 
des Bewußtseins und fordert hier Gewissensfrei-
heit im weitesten Sinne, ferner Freiheit des Den-
kens und des Fühlens, unbedingte Unabhängig-
keit der Meinung und der Gesinnung bei allen 
Fragen, seien sie praktischer oder philosophi-
scher, wissenschaftlicher, moralischer oder theo-
logischer Natur. (…) Zweitens verlangt dies Prin-
zip Freiheit des Geschmacks und der Studien, 
Freiheit, einen Lebensplan, der unseren eigenen 
Charakteranlagen entspricht, zu entwerfen und 
zu tun, was uns beliebt, ohne Rücksicht auf die 
Folgen und ohne uns von unseren Zeitgenossen 
stören zu lassen – solange wir ihnen nichts zulei-
de tun –, selbst wenn sie unser Benehmen für ver-
rückt, verderbt oder falsch halten. Drittens: Aus 
dieser Freiheit jedes einzelnen folgt – in densel-
ben Grenzen – diejenige, sich zusammenzuschlie-
ßen, die Erlaubnis, sich zu jedem Zweck zu verei-
nigen, der andere nicht schädigt.“ 07 

Weder der Staat noch die Gesellschaft haben 
diesem Prinzip zufolge das Recht, sich in die pri-
vaten Angelegenheiten und Handlungen der In-
dividuen, die nur sie selbst etwas angehen, ein-
zumischen oder sie gar zu sanktionieren. Von 
staatlicher oder gesellschaftlicher Seite sind Sank-
tionen nur zulässig, wenn diese Handlungen an-
dere schädigen. Niemand darf zu seinem Glück 
gezwungen werden. Damit widerspricht Mill 
ganz vehement einem Paternalismus, der mithilfe 
rechtlicher und moralischer Reglementierungen 
die Individuen zum Zwecke ihres Wohlergehens 
fürsorglich lenken und umhegen will. Denn die 
„freie Entwicklung der Persönlichkeit ist eine der 
Hauptbedingungen der Wohlfahrt.“ 08

Es hat in unserem Zivilisationsprozess Jahr-
hunderte gedauert, bis wir alte, äußere Auto-
ritäten erkannt, kritisiert und später verarbei-
tet und internalisiert haben; bis wir unabhängig 

06	 John Stuart Mill, Über die Freiheit (1859), Stuttgart 1988, 
S. 16.
07	 Ebd., S. 20.
08	 Ebd., S. 78.

und mündig wurden. Aus Gemeinschaften, die 
zusammenschweißten, Unterschiede einebne-
ten und auf Zwang beruhten, sind liberale Ge-
sellschaften geworden. Ihre Besonderheit ist der 
gewachsene Handlungsspielraum für jeden Ein-
zelnen. Dieser Fortschritt war verbunden mit der 
Herausbildung des individuellen Selbstzwangs 
und der Selbstkontrolle, aus der die Fähigkeit 
der Selbstverantwortung entstand, wie es der So-
ziologe Norbert Elias so einleuchtend für unsere 
westliche Sozial- und Mentalitätsgeschichte zeig-
te. 09 Mit dem Zugewinn an Freiheit und Auto-
nomie ist jedoch der Wunsch nach Schutz, nach 
Sicherheit, nach paternalistischer Fürsorge, nach 
der Einhegung des Unwägbaren keineswegs ver-
schwunden. Für diesen Schutz werden staatliche 
Kontrolle und Lenkung und gegenseitige sozia-
le Kontrolle offensichtlich in Kauf genommen. 
Unter Beobachtung zu stehen, sich neuen sozi-
alen und technischen Regimen der Kontrolle zu 
unterwerfen, ist dann gar nicht mehr so schre-
ckenserregend. Wir sind also nicht nur mit einem 
harten oder sanften staatlichen Paternalismus 
konfrontiert, sondern auch mit einem sozialen, 
der von gesellschaftlichen Gruppen ausgeht. Er 
wirkt identitätsstiftend nach innen in das Kollek-
tiv hinein, strahlt aber auch aus auf andere ge-
sellschaftliche Gruppen. Damit wird normativer 
Druck erzeugt, und neue Normen setzen sich 
durch.

GUT LEBEN, UM DIE WELT  
ZU RETTEN?

Der Paternalismus kommt also nicht nur von ei-
ner Seite und von oben herab, sondern funktio-
niert auch als reziproker sozialer Mechanismus, 
an dem verschiedene Akteure beteiligt sind. Der 
Erfolg der Ratgeber-Literatur beispielsweise, die 
die Bestseller-Listen anführt, ist damit zu er-
klären, dass dieser Rat gewünscht wird. Unter-
schiedlichste Zweige einer „Kümmer-Industrie“ 
entstehen. Nicht nur von staatlicher Seite wird 
der Umgang mit den Bürgern therapeutischer 
– wenn etwa permanent die Rede ist von ihren 
Ängsten, die die Politiker bei ihnen diagnos-
tizieren, und bei denen sie sie dann fürsorglich 
„abholen“ wollen. Auch nichtstaatliche Sozial
ingenieure deuten gesellschaftliche Reibungen 

09	 Vgl. Norbert Elias, Die Gesellschaft der Individuen, Frank
furt/M. 1991.
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und Konflikte in psychotherapeutischer Manier 
um. So macht zum Beispiel inzwischen der Be-
griff der „Resilienz“ Karriere, der die psychi-
sche Widerstandsfähigkeit benennt, für die nun 
Trainingseinheiten angeboten werden. Auch das 
„Achtsamkeitstraining“ ist sehr beliebt. Es soll 
die Aufmerksamkeit für Minderheiten schu-
len und eine Speerspitze gegen Rassismus sein. 
Wobei wir bei der Viktimisierung, den verletz-
ten und gekränkten Gefühlen allenthalben ange-
kommen wären. Selbstverständlich ist, dass wir 
uns um Opfer jedweder Art kümmern müssen, 
das gebietet die Moral. Doch die Opferkollekti-
ve auf der einen Seite und die Kümmerer auf der 
anderen Seite haben dabei das mündige Indivi-
duum aus dem Blick verloren. Die Selbstermäch-
tigung aus Unfreiheit und kollektiven Zwängen 
stand früher auf der Agenda; sie hat den Weg in 
unsere offenen Gesellschaften und freiheitlichen 
Demokratien erst geebnet. 10

Immanuel Kant hat schon im Jahr 1784 in sei-
nem leidenschaftlichen Plädoyer „Was ist Aufklä-
rung?“ auf die Fallstricke des Paternalismus auf-
merksam gemacht: „Es ist so bequem, unmündig 
zu sein. Habe ich ein Buch, das für mich Verstand 
hat, einen Seelsorger, der für mich Gewissen hat, 
einen Arzt, der für mich die Diät beurteilt und so 
weiter: so brauche ich mich selbst ja nicht zu be-
mühen. (…) Daß der bei weitem größte Teil der 
Menschen den Schritt zur Mündigkeit, außer dem 
daß er beschwerlich ist, auch für sehr gefährlich 
halte: dafür sorgen schon jene Vormünder, die die 
Oberaufsicht über sie gütigst auf sich genommen 
haben.“ 11 Seine Beobachtung trifft unsere heuti-
ge Situation immer noch recht genau, obwohl wir 
auf dem Weg in die Freiheit kräftig vorangeschrit-
ten sind. 

Wie sich der Zeitgeist, gesellschaftliche Nor-
men und Lebensstile von der Freiheit wegbewe-
gen können, kann man nicht zuletzt am Bedeu-
tungswandel von Genussmitteln und auf dem 
Gebiet der Ernährung beobachten. Auch wenn 
dafür die – zweifellos vorhandenen – Proble-
me des Klimawandels und der Erderwärmung 
angeführt werden, hat der moralisierende und 

10	 Vgl. Ulrike Ackermann, Die neue Schweigespirale. Wie 
die Politisierung der Wissenschaft unsere Freiheit einschränkt, 
Darmstadt 2022; dies., Das Schweigen der Mitte. Wege aus der 
Polarisierungsfalle, Darmstadt 2020.
11	 Immanuel Kant, Beantwortung der Frage: Was ist Aufklä-
rung (1784), in: ders., Werkausgabe, Bd. XI, Frankfurt/M. 1977, 
S. 53–61, hier S. 53.

alarmistische Diskurs für die Rettung des Welt-
klimas tiefere Dimensionen, die weit über die 
Appelle des Fastens, des „Plastikfastens“ und 
der sofortigen Einstellung des Fleischkonsums 
hinausgehen. Der amerikanische Ernährungs-
mediziner Steven Bratman sprach schon An-
fang der 2000er Jahre von der Orthorexie, von 
der manischen Beschäftigung mit gesundem 
Essen, die sich inzwischen allenthalben Bahn 
bricht. Waren einst üppige Tafeln mit gut ge-
füllten Gläsern, um die sich fröhliche Genie-
ßer, Gourmands und Gourmets versammelten, 
Sinnbild für Wohlstand, Lebensfreude und den 
Erfolg unseres (westlichen) Lebensstils, so hört 
man heute immer häufiger das Lob des Heilfas-
tens. Mäßigung, Selbstbeschränkung, Verzicht, 
Reinigung und Askese sind die neuen Werte, die 
die leiblichen und seelischen Genüsse kanalisie-
ren sollen – nach Überfluss und Völlerei nun die 
neue Kargheit, in der die postmaterialistische 
Sinnsuche stattfindet.

In unseren säkularisierten Gesellschaften ist 
die Sehnsucht nach Erlösung, Rettung, Führung 
und umfassender Sicherheit vor jedem erdenkli-
chen Risiko nicht verschwunden. Gerade in Kri-
senzeiten sucht sie sich neue Figurationen. Das 
Essen und der Umgang mit ihm scheinen inzwi-
schen zu einer Art Religionsersatz zu werden – 
in Zeiten, in denen die Staatskirchen immer lee-
rer werden. Moden, Essgewohnheiten oder der 
unterschiedliche Gebrauch von Genussmitteln 
waren schon immer soziale und kulturelle Dis-
tinktionsmerkmale, um sich von anderen abzu-
grenzen. Heute propagiert die Avantgarde ei-
ner bürgerlichen, liberal bis grün-urbanen neuen 
Mittelschicht den Wandel. Veganismus und Vege-
tarismus sind die neuen Heilslehren – aber auch 
durchaus die Steinzeitküche. Zurück also zu den 
Ursprüngen!

Die Anhängerschaft der einen Richtung ge-
rät dabei flugs in Streit mit den Jüngern anderer 
Fraktionen. Dabei geht es keineswegs nur um die 
Klimarettung, sondern auch um das eigene Kör-
per- und Seelenheil – man möchte fast von priva-
ter Religion sprechen. Körper und Stoffwechsel, 
die früher der individuellen Privatsphäre unter-
lagen, sind zum Medium kollektiver Sinnstiftung 
geworden. Man teilt den Umgang damit gerne 
mit anderen und bildet Gruppen, in denen sich 
Selbsterlösung und Welterlösung kombinieren 
lassen. Die Begeisterung für die Ursprünglichkeit 
und die kulturell nicht überformte, unverdorbe-
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ne Natur erinnert zuweilen an die Bewegung der 
Lebensreformer, die seit Mitte des 19.  Jahrhun-
derts das Heil in der Natur sahen. In der Skep-
sis gegenüber der modernen Urbanität, der Kri-
tik an Konsumismus und Hedonismus berühren 
sich konservative Kulturkritik, bürgerlicher Kul-
turpessimismus und linke Gesellschaftskritik, die 
an die marxistischen Diagnosen der Entfrem-
dung und Ausbeutung anknüpft. In der Skep-
sis gegenüber Fortschritt, Wachstum und Kapi-
talismus spiegeln sich die Zweifel an der bisher 
erfolgreichen westlichen Zivilisationsgeschichte – 
erst recht, wenn deren Werte und Errungenschaf-
ten von außen massiv unter Druck geraten. Die 
neue Askese und der Wunsch nach Katharsis sind 
auch Reaktionen auf die Angriffe von außen – so, 
als müsse der Westen für seinen bisher üppigen, 
an diesseitiger Lebenslust orientierten Lebensstil 
Buße tun. Der Kampf um das richtige Essen und 
die richtige Lebensweise ist inzwischen jedenfalls 
hochpolitisch geworden. Es geht darin aber nicht 
mehr nur um Gesundheit, Selbstoptimierung, 
Selbstvergewisserung und das eigene Seelenheil, 
sondern, so der Anspruch, um die Rettung der 
ganzen Welt.

SICHERHEIT GIBT ES  
NUR IN GRENZEN

Selbstverständlich, und hier schließt sich der 
Kreis, ist der Staat für die Sicherheit seiner Bür-
ger und Bürgerinnen verantwortlich. Das schließt 
die Sorge um ihre körperliche Unversehrtheit 
und Gesundheit mit ein, wie die Debatten um die 
staatlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der Co-
ronapandemie zeigen. Aber es geht dabei immer 
um Angemessenheit. Absolute Sicherheit kann 
der Staat nicht gewähren, und seine Zuständig-
keiten sollte er nicht überdehnen.

Die liberale Demokratie braucht einen star-
ken, aber schlanken Staat, der seinen ordnungs-
politischen Aufgaben nachkommt, ohne dabei 
der Versuchung zu erliegen, der bessere Unter-
nehmer oder größere Volkspädagoge sein zu wol-
len; der sich in seiner Interventionslust zurückhält 
und dafür sorgt, dass verfasste Regeln eingehal-
ten werden; der als Rechtsstaat die innere und äu-
ßere Sicherheit seiner Bürger garantiert und auf 
Übergriffe auf das private Leben und die indivi-
duellen Freiheiten seiner Bürger weitgehend ver-
zichtet. Ein Staat also, der sich seiner Neutralität 
bewusst ist, weder Recht noch Politik moralisiert 

und die Eigeninitiative seiner Bürger nicht in pa-
ternalistischer Fürsorge erstickt. Ein Staat, der 
sich nicht als Sinnstifter und Tugendwächter auf-
schwingt und sich anmaßt, seine Bürger erziehen 
zu wollen.

Der Krieg Russlands gegen die Ukraine be-
schert uns nicht nur eine sicherheits- und geo-
politische „Zeitenwende“, wie es Bundeskanzler 
Olaf Scholz genannt hat. Er rüttelt viele wach. 
Viele Jahrzehnte währende Selbstverständlichkei-
ten im Hinblick auf unseren Wohlstand, unseren 
Sozialstaat oder unsere Freiheiten sind in Bewe-
gung geraten. Ein Wandel in den Köpfen hat be-
gonnen. Dies schließt die Bedeutung von Sicher-
heit, die lange Zeit in Deutschland hauptsächlich 
als wohlfahrtsstaatliche Sicherheit und Behag-
lichkeit verstanden wurde, ein. Die Menschen ha-
ben begriffen, dass Sicherheit auch militärische 
Absicherung und Verteidigungsfähigkeit bedeu-
tet. Sie wollen eine wehrhafte Demokratie.

Die große Krise hat mit dem Krieg in Euro-
pa, den der russische Diktator gegen die Ukraine 
führt, vermutlich erst begonnen. Es ist ein Krieg 
gegen die Freiheit und die Demokratie. Viel-
leicht kann dieser Krieg ja wenigstens dazu die-
nen, ein breiteres Bewusstsein bei den Bürgern 
und Bürgerinnen für die über Jahrhunderte hart 
erkämpften Freiheiten und ihre Zerbrechlichkeit 
zu schaffen. Denn wir haben viel zu verlieren. 
Gerade deshalb brauchen wir einen neuen, anti-
totalitären Konsens, mit dem wir unsere Freihei-
ten robust verteidigen und den gewaltigen He-
rausforderungen begegnen können. Sicherheit 
gibt es nur in Grenzen. Es wird in Zukunft um 
eine viel grundlegendere Absicherung unserer 
Freiheiten gehen.
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